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Neue Perspektiven
Ärzte sind vor allem auf dem Land mittlerweile Mangelware. Die Kassenärztlichen

Vereinigungen und die KBV fördern die Niederlassung auf verschiedene Arten. 

Interview mit dem Vorstandsvorsitzenden der KBV
Gassen: „Mir brennt das Thema feste Preise unter den Nägeln“

Anwenderzentrum in Bochum
Telematik zum Greifen nahe

Vertreterversammlung der KBV in Düsseldorf
Das Leid mit dem „Arzt light“
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Wartezeiten sind derzeit ein viel dis-
kutiertes Thema. Obwohl die Länge
der Wartezeit eine sehr subjektive
Empfindung ist, möchte die Politik ei-
ne Vier-Wochen-Frist für die Vergabe
von Facharztterminen einführen. Da-
bei vergisst sie, dass es nicht nur auf
den Arzt, sondern auch auf die Patien-
ten ankommt. Häufig sind sie es, die
lange Wartezeiten verursachen, indem
sie Termine vergessen oder wissent-
lich nicht wahrnehmen, ohne abzusa-
gen. Andere halten ihren Termin zwar
ein, kommen aber ohne die für die Be-
handlung wichtigen Vorbefunde in die
Praxis. Mehr Eigenverantwortung für
Patienten ist nicht zu viel verlangt.
Denn sie haben nicht nur ein Anrecht
auf eine gute medizinische Versor-
gung, sondern auch eine Mitverant-
wortung, damit das Gesundheitssystem
funktioniert.            Meike Ackermann
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THEMENAUSWAHL

Finanzspritze für Ärzte
„Ohne sie hätte ich es gar nicht erst
gemacht“, erklärt Jörg Pößnecker. Der
junge Arzt spricht von der finanziel-
len Förderung der Kassenärztlichen
Vereinigung (KV) Niedersachsen. Oh-
ne diese hätte er sich den Wunsch von
einer eigenen Praxis vermutlich nicht
im ländlichen Faßberg erfüllt. Die
KBV und die KVen unterstützen Ärz-
te und Psychotherapeuten vielfach,

um ihnen bei der Niederlassung zu
helfen. Die Institutionen stehen den
Ärzten und Psychotherapeuten dabei
finanziell und beratend zur Seite.
 Damit wollen sie dem Ärztemangel
entgegenwirken, der vor allem auf
dem Land immer stärkere Ausmaße
annimmt. Patienten fahren dort häufig
kilometerweit bis zur nächsten Arzt-
praxis.      ab Seite 4

Kein „Arzt light“
Auf der Vertreterversammlung der
KBV in Düsseldorf im Rahmen des
Deutschen Ärztetages 2014 haben
sich die Delegierten klar gegen eine
Substitution von ärztlichen Aufgaben
an Arztassistenten ausgesprochen.
Der neue Studiengang „Physician As-
sistant“ privater Hochschulen hat das

Thema auf den Plan gerufen. Bei ei-
nem „Arzt light“ seien die Verant-
wortlichkeiten nicht klar, so die Dele-
gierten. Delegation ärztlicher Leistun-
gen an dafür ausgebildetes Fachperso-
nal sei hingegen ausdrücklich er-
wünscht, um den Arzt bei seinen vie-
len Aufgaben zu entlasten.   ab Seite 8

Telematik zum Anfassen
Im Anwenderzentrum eGesundheit in Bochum können sich Ärzte und andere
Interessierte mit neuen Technologien im Gesundheitswesen vertraut machen.
Das soll ihnen helfen, die Ängste vor der unbekannten Technik abzubauen und
zu erkennen, welche Vorteile das KV-SafeNet*, die elektronische Fallakte oder
auch elektronische Ausweise, wie die Gesundheitskarte, haben.      Seite 14

Gassen: „Wir wollen feste, kostendeckende Preise.“
Die ersten 100 Tage im neuen Amt sind rum. Die Bilanz: ein voller Terminka-
lender und langfristig angelegte Erwartungen an den Posten. Das nächste große
Thema auf der Agenda: „feste und kostendeckende Preise“ gerade im Hinblick
auf die Honorarverhandlungen mit den gesetzlichen Krankenkassen im Som-
mer. Dr. Andreas Gassen, Vorstandsvorsitzender der KBV, erklärt deren Rele-
vanz im Interview: „Die Forderung ist auch mehr als berechtigt. Es gibt keinen
anderen Beruf, der nicht mit festen Preisen agiert.“                          ab Seite 12
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* Bitte beachten Sie, dass KV-SafeNet nicht mit der Firma SafeNet, Inc., USA, in firmenmäßiger oder ver-
traglicher Verbindung steht.
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Regionale Niederlassungsförderung

Finanzspritze zum Praxisstart
Gerade auf dem Land lässt sich der Ärztemangel in Deutschland nicht mehr leugnen. Dorfpraxen müssen
ohne Nachfolger schließen, Patienten weite Strecken in Kauf nehmen, um einen Arzt zu sehen. Wie die Kas-
senärztlichen Vereinigungen versuchen gegenzusteuern, erklärt Marscha Edmonds.

4

In den Städten ist es meist kein Pro-
blem, einen Arzt zu finden. Dort reiht
sich oft Praxis an Praxis. Doch auf
dem Land sieht die Situation häufig
anders aus. In manchen ländlichen
Gebieten müssen Patienten kilometer-
weit bis zum nächsten Arzt fahren.
Um dem entgegenzuwirken, stellen
einige Kassenärztliche Vereinigungen
(KVen) finanzielle Hilfen für die Nie-
derlassung in einem unterversorgten
Gebiet bereit. 
Jörg Pößnecker hat solch ein Angebot
von der KV Niedersachsen in An-
spruch genommen. Für die Übernah-
me der Hausarztpraxis seiner Vorgän-
gerin bekam er 50.000 Euro Investiti-
onskostenzuschuss. „Die Förderung
hat mir die Niederlassung erheblich
erleichtert. Ohne sie hätte ich es gar
nicht erst gemacht“, erklärt er. Doch
die KVen überweisen das Geld nicht
einfach so an Niederlassungswillige.
„Man kann sich von dem Geld jetzt
keinen teuren Wagen kaufen“, sagt
Pößnecker und lacht dabei. Der För-
derung gehen einige bürokratische
Schritte voraus. Im Fall von Jörg Pöß-
necker musste dieser vorher genau er-
klären, wofür er das Geld einsetzen
möchte. „Einen Investitionsplan woll-

schon eines der besten Instrumente
schlechthin, um es Leuten zu erleich-
tern, sich niederzulassen.“ 
An die finanzielle Hilfe sind jedoch
auch Bedingungen gekoppelt. So hat
Pößnecker sich verpflichtet, fünf Jah-
re in Faßberg zu bleiben – einem klei-
nen Dorf mit rund 6.700 Einwohnern
im Landkreis Celle.

Kein Arzt in Sicht
Derzeit fehlen in Deutschland min-
destens 2.600 Haus- und etwa 2.000
Fachärzte die nach der Bedarfspla-
nung der Ärzteverbände zur Sicher-
stellung der Grundversorgung vor al-
lem auf dem Land nötig wären. Auf-
grund des hohen Ärztemangels ist es
für viele Mediziner, die in den Ruhe-
stand gehen wollen, schwer, einen
Nachfolger zu finden. Schulen, Busse
und Bahnen sind auf dem Land meist
eine ebenso große Seltenheit wie etwa
Theater, Kinos und Shoppingmeilen.
Weil junge Mediziner die kulturelle
Vielfalt der Stadt bevorzugen, schre-

ten die KV und das Niedersächsische
Landesamt für Soziales, Jugend und
Familie vorher schon sehen. Außer-
dem die Rechnungen und eine Art Er-
folgsbericht am Ende.“ Das Geld hat
er unter anderem genutzt, um die
leicht in die Jahre gekommene Praxis
zu renovieren, die IT auf einen aktu-
ellen Stand zu bringen und neue Ge-
räte anzuschaffen. „Die Förderung ist

Jörg Pößnecker bereut den Schritt in die Niederlassung nicht. (Foto: Edmonds)

In ländlichen Gebieten werden Haus- und Fachärzte immer dringender gesucht. 

(Foto: © bluedesign/fotolia.com)
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cken viele davor zurück, sich auf dem
Land niederzulassen.
Nicht jedoch Jörg Pößnecker. Für ihn
stand fest: „Spätestens wenn wir Kin-
der haben, ziehen wir raus aus der
Stadt.“ Und auch Matthias Paulisch
zog es in den ländlicheren Bereich
Brandenburgs. „Ich komme vom
Land, bin hier groß geworden und
möchte hier auch alt werden“, sagt er.
In der rund 5.800 Einwohner großen
Stadt Schwarzheide im Süden Bran-
denburgs hat er seit rund einem Jahr
eine Hausarztpraxis. Mit einem Inves-
titionskostenzuschuss von 25.000
Euro und einem über 20 Quartale ver-
teilten Sicherstellungszuschlag von
nochmal 25.000 Euro konnte er sich
den Traum von der eigenen Praxis er-
füllen. „Die Förderung war auf jeden
Fall ein großer Baustein bei der Nie-
derlassung“, erklärt er. Nach der
Übernahme der Praxis seiner Vorgän-
gerin konnte der Hausarzt mit dem
Geld den Gerätepark erneuern und in
die Infrastruktur investieren. Ohne
die Förderung wäre das nur schwer
möglich gewesen, erklärt Paulisch. 
Die Kosten einer Praxis liegen in der
Regel meist höher als 50.000 Euro.
Neben den eventuell vorhandenen

Titelthem
a

Regionale Niederlassungsförderung
Von KV zu KV unterscheiden sich die Fördermöglichkeiten einer Niederlassung
in einem unterversorgten Gebiet. Viele KVen bieten finanzielle und beratende
Fördermöglichkeiten für eine Niederlassung an. 
Die KV Niedersachsen wirbt beispielsweise mit der auf mehrere Jahre ausge-
legten Kampagne „Niederlassen in Niedersachsen“ für die eigene Praxis. Unter
www.niederlasseninniedersachsen.de finden Interessierte Informationen zu För-
derungen und weitere Hinweise zum Thema. Der Investitionskos tenzuschuss
wur de aus einem Programm finanziert, das ursprünglich auf zwei Jahre befris-
tet sein sollte. Dieses wird fortgesetzt und künftig von der KV, den Krankenkas-
sen und dem Land Niedersachsen zu gleichen Teilen finanziert. Die Antragsab-
wicklung erfolgt über die KV.
Auch die KV Hessen hat mit ihrer Kampagne „Sei Arzt. In Praxis. Leb’ Hessen!“
einen Webauftritt gestartet, auf dem Informationen rund um die Niederlassung
zu finden sind: www.arztinhessen.de
Die KBV spricht mit ihrer Kampagne „Lass dich nieder“ vor allem junge Medizi-
ner und Medizinstudenten an. Auf www.lass-dich-nieder.de gibt es viele Infor-
mationen, etwa Erläuterungen zu den verschiedenen Praxisformen und zu Nie-
derlassungsmöglichkeiten.

ein offenes Ohr“, beschreibt Paulisch
die Zusammenarbeit. „Ich habe alle
wichtigen Infos auf der Webseite, im
Mitgliedermagazin oder bei den An-
sprechpartnern der KV gefunden.“ 
Informationen zur Niederlassung bie-
tet seit Anfang des Jahres die KV
Niedersachsen mit ihrer Kampagne
„Niederlassen in Niedersachsen“ für
Medizinstudenten und Ärzte. Hier
gibt es auch Hinweise zu den Voraus-
setzungen und Bedingungen der Nie-
derlassungsförderung. 
Auch Hessen hat eine Kampagne ins
Leben gerufen, um gegen den Ärzte-
mangel in der ambulanten Versorgung
vorzugehen. „Sei Arzt. In Praxis. Leb’
Hessen“ lautet der Kampagnentitel.
Viele weitere KVen fördern die Nie-
derlassung in unterversorgten Gebie-
ten ebenfalls mit finanziellen Mitteln
und durch Beratungsangebote.

Die KBV zeigt gerade mit der Kam-
pagne „Lass dich nieder!“ jungen Me-
dizinstudenten auf, welche Gründe
für eine Niederlassung sprechen. Bei-
spielsweise, die Regeln selbst zu be-
stimmen. Oder aber in einer Gemein-
schaftspraxis oder Praxisgemeinschaft
zu arbeiten. Zur Arbeit in der Nieder-
lassung sagt Pößnecker: „Es ist zwar
auch stressig, aber anders und weni-
ger, als wenn ich in einem fremdge-
planten Chaos arbeiten muss.“
Paulisch war schon früh klar, dass er
nach der Arztausbildung in die Nie-
derlassung gehen würde. Er bereut die
Entscheidung nicht: „Ich bin mein ei-
gener Chef und kann nach meinen ei-
genen Regeln arbeiten.“ Auch Pößne-
cker liegt die Freiheit in der eigenen
Praxis mehr, als nach dem starren
Konstrukt in einem Krankenhaus zu
arbeiten. „Wenn ich von anderen vor
irgendwelche Bedingungen gesetzt
werde und die Erfüllen soll, ist das
schwierig. Jetzt arbeite ich zu meinen
eigenen Bedingungen.“

Krediten für ein Haus, eine Wohnung
oder ein Auto kommen bei einer Nie-
derlassung noch weitere Kosten für
die Praxis hinzu. Viele junge Medizi-
ner schreckt das ab, direkt nach der
Ausbildung in die Niederlassung zu
gehen. Durch drohende Arzneimittel-
regresse bei zu viel verschriebenen
Medikamenten wird zusätzlich die
Angst vor finanziellen Problemen ge-
schürt. 

Konkurrenzlos niedergelassen
Wie wenig Interesse junge Mediziner
an der eigenen Niederlassung haben,
bemerkten auch Jörg Pößnecker und
Matthias Paulisch. Als Pößnecker sich
entschieden hat, die Praxis seiner Vor-
gängerin zu übernehmen, hatte er da-
bei keinerlei Konkurrenz. „Meine
Vorgängerin hat sich kurz vor der
Rente gedacht, sie würde keinen
Nachfolger mehr finden und die Pra-
xis überhaupt nicht mehr loswerden“,
erzählt Pößnecker. Er hätte auch wo-
anders hingehen können. Doch da sei-
ne Frau eine Stelle in der Nähe ange-
nommen hat, entschied er sich, in
Faßberg ambulant tätig zu werden.
Auch Paulisch ist familienbedingt
nach Schwarzheide gezogen und hat
dort konkurrenzlos die Praxis seiner
Vorgängerin übernommen.
Bei der Übernahme hat ihm die KV
Brandenburg geholfen. „Die Gesprä-
che mit den KV-Mitarbeitern sind
sehr informativ und man findet immer
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Newsletter PraxisNachrichten

„Hinterher ist man immer schlauer“
Der neue Newsletter „PraxisNachrichten“ informiert seit dem 15. Mai die Vertragsärzte und Vertragspsycho-
therapeuten über die Arbeit der KBV und praxisrelevante Nachrichten. Wieso der Dienst ins Leben gerufen
wurde und was darin zu finden ist, erklärt Marscha Edmonds.

„Hinterher ist man immer schlauer“ –
mit diesem Spruch bewirbt die KBV
ihren neuen Newsletter PraxisNach-
richten. Dieser informiert die Abon-
nenten immer donnerstags schnell
und kompakt über die wichtigsten
Meldungen aus der aktuellen Arbeit.
Dazu zählen politische Aktivitäten,
neue Vereinbarungen oder Beschlüsse
und Servicetipps für den Praxisalltag.
„Mit dem Informationsangebot möch-
ten wir Ärzten und Psychotherapeuten
einen Wissensvorsprung per E-Mail
bieten, indem wir aus der täglichen
Nachrichtenflut wichtige Meldungen
für die Praxis herausfiltern“, erklärt
Dr. Andreas Gassen, Vorstandsvorsit-
zender der KBV.

Auf Wunsch der Ärzteschaft
In einer Umfrage des Meinungsfor-
schungsinstituts infas Anfang 2012
hatten 43 Prozent der befragten Ärzte
und Psychotherapeuten angegeben,
häufiger als bisher von der KBV In-
formationen erhalten zu wollen. Mit
den PraxisNachrichten kommt die
KBV dieser Forderung nach. 
Die Themen in der ersten Ausgabe
waren bunt gefächert und informier-
ten unter anderem über die Pläne zu
den Änderungen des EBM, die neue
Nachwuchskampagne „Lass dich nie-
der“, eine neue Wartezimmerinforma-
tion zum Thema Nervenschädigungen
bei Diabetes und eine Studie des Zen-
tralinstituts für die kassenärztliche
Versorgung in Deutschland zum The-
ma Herzinsuffizienz. 
Der Newsletter enthält im Schnitt et-
wa fünf bis maximal zehn Nachrich-
ten. Die Meldungen sind kurz und
leicht verständlich. Im Internet wird
jede Nachricht auf einer einzelnen
Seite dargestellt und je nach Thema
um Hintergrundinformationen und in-
teressante Links ergänzt. 

„Wir sorgen dafür, den Ärzten die
teils recht schwere Kost aus unseren
Fachabteilungen und den Kassen-
 ärztlichen Vereinigungen leicht auf-
bereitet zu servieren“, führt Gassen
aus. 

Gebündelte Informationen
Der Newsletter ist ein weiteres Pro-
dukt, mit dem sich die KBV an die
Vertragsärzte und Vertragspsychothe-
rapeuten wendet. Bereits jetzt bereitet
die KBV relevante Themen in Praxis-
Informationen auf. Zusätzlich gibt es
die Broschürenreihe PraxisWissen, in
der zuletzt das Thema ASV aufgegrif-
fen wurde. 
Damit die Niedergelassenen nicht
noch mehr Produkte mit Informatio-
nen bekommen, lösen die Praxis-
Nachrichten die bisherigen Newslet-
ter ArzneimittelAktuell, KBVKom-
pakt und KompaktTelematik ab. So-
mit erhalten die Abonnenten einmal
wöchentlich gebündelt alle praxisrele-
vanten Informationen. „Bei besonders
brisanten und interessanten Themen,
beispielsweise den Ergebnissen der
Honorarverhandlungen, werden wir

Meldungen auch tagesaktuell versen-
den“, erklärt Gassen.

Feedback einholen
Bisher hat der Newsletter großen Zu-
spruch von der Ärzteschaft erhalten.
Schon vor dem Start der PraxisNach-
richten hatten sich bereits über tau-
send Personen angemeldet. Ob der
Newsletter dem entspricht, was sich
die niedergelassenen Ärzte und Psy-
chotherapeuten vorgestellt haben,
möchte die KBV im Sommer diesen
Jahres mit einer kurzen Online-Befra-
gung herausfinden. Die Vertragsärzte
und Vertragspsychotherapeuten sollen
mitteilen, welche Themen für sie von
Interesse sind. „Uns ist wichtig, dass
wir die neuen PraxisNachrichten
passgenau an den Interessen der Ärzte
ausrichten“, betont Gassen. 

Passgenau soll der Newsletter Ärzte und Psychotherapeuten informieren.

Abonnieren können Sie die Praxis-
Nachrichten unter:
www.kbv.de/html/ssl/newsletter.php
Die Meldungen der PraxisNachrich-
ten erscheinen ab Ende Juni auch in
der App KBV2GO! 
Mehr dazu auf Seite 18.
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Es klingt banal: Die niedergelassenen
Ärzte und Psychotherapeuten haben
eine besondere Verantwortung in un-
serer Gesellschaft: Sie sorgen dafür,
dass Kranke wieder gesund werden,
und sie beugen Krankheiten vor. Ärz-
te und Psychotherapeuten haben eine
lange und schwierige Ausbildung hin-
ter sich. Ihre Aufgabe ist höchst ver-
antwortungsvoll. Eine Arbeit, die
wertgeschätzt werden sollte.
Im Arzt-Patienten-Verhältnis ist das
auch so. Der Patient vertraut seinem
Arzt. Er schätzt dessen Arbeit. Anders
sieht das bei den Krankenkassen aus.
Eigentlich müssten sie froh sein, dass
ihre über 70 Millionen Kunden auf so
hervorragend aus- und fortgebildete
Haus- und Fachärzte stoßen. Denn in
den Praxen werden immer mehr Leis-
tungen erbracht, die vorher stationär
geleistet wurden. Und zwar günstiger
und qualitativ häufig besser. Den Vor-
teil hat der Patient: Er ist in der Regel
schnell wieder in seinen gewohnten
vier Wänden. Eigentlich eine win-
win-Situation für alle. Doch was pas-
siert? Die Kassen gaukeln ihren Ver-
sicherten vor, sie hätten jederzeit und
in beliebiger Menge Anspruch auf alle
Leistungen beim Arzt. Gleichzeitig
führen sie sich bei den Honorarver-
handlungen auf wie Bankmanager, die
hohe Spareinlagen und Zinsrenditen
erwirtschaften wollen, anstatt in die
gute Versorgung ihrer Versicherten zu
investieren.
Um es ganz klar zu sagen: Wir müs-
sen über Geld sprechen. Wir brauchen

ausreichende finanzielle Mittel, um
die Patienten nach dem aktuellen
Stand der Medizin zu versorgen. Die
Nachfrage nach medizinischen Leis-
tungen wird steigen. Dafür sorgen die
demografische Entwicklung und der
Wegfall alter und bewährter Familien-
strukturen. Allein in einer Großstadt
wie Berlin sind über 50 Prozent der
Haushalte von Singles bewohnt. Die-
se müssen irgendwann gepflegt und
medizinisch behandelt werden. Kurz-
um: Die Niedergelassenen werden zu-
nehmend auch mit Lebensproblemen
konsultiert. Die Praxis wird zum so-
zialen Anlaufpunkt. Hier kann es
nicht sein, dass die Kassenseite ver-
sucht, uns bei Honorarverhandlungen
in die Ecke von profitgierigen Klien-
telvertretern zu rücken. 
Es kann nicht sein, dass die reale Fi-
nanzsituation bildlich gesprochen wie
bei einer zu kurz geratenen Bettdecke
ausschaut. Egal, an welcher Ecke man
zieht, irgendwo lugen immer die Füße
hervor. Deshalb ist jegliche Reform
des Einheitlichen Bewertungsmaßstabs
Flickwerk, solange sich an der finan-
ziellen Gesamtsituation nichts ändert. 
Patienten haben ein Recht darauf,
nach dem besten Stand der Medizin
behandelt zu werden. Dafür müssen
die Kassen die erforderlichen Finanz-
mittel zur Verfügung stellen. Tun sie
dies nicht, spielen sie mit der Ge-
sundheit ihrer Versicherten. Und noch
eines sollten die Kassen wissen: Wir
Ärzte und Psychotherapeuten sind
keine Bittsteller! Ohne uns lassen
sich keine Kranken heilen, aber ohne
Krankenkassen sehr wohl. 
Ich sage dies auch vor dem Hinter-
grund des drohenden Ärztemangels.

Überall in der Gesellschaft ist ange-
kommen, dass uns insbesondere auf
dem Land Versorgungsprobleme dro-
hen. Nur der Spitzenverband der ge-
setzlichen Krankenversicherung tut
so, als wenn es hier keine Sorgen
gibt. Alles nur falsch verteilt, lautet
die realitätsfremde Aussage. Bis 2021
scheiden rund 50.000 Mediziner aus
der Versorgung aus. Gleichzeitig kann
sich der medizinische Nachwuchs
aussuchen, wo er tätig werden will.
Vollkommen zu Recht fordert er, Be-
ruf und Familie zu integrieren. Er will
Freiräume haben und fordert ein, was
für jeden Berufstätigen normal ist:
freie Zeit für Familie und private In-
teressen. Lange war es für unsere Ge-
sellschaft selbstverständlich, dass
Niedergelassene Tag und Nacht im
Einsatz waren. Wenn wir wollen, dass
die flächendeckende und wohnortnahe
Versorgung mit niedergelassenen
Haus- und Fachärzten in 10 oder 20
Jahren noch da ist, müssen wir alles
dafür tun, dem medizinischen Nach-
wuchs die Bedingungen zu bieten, die
er braucht – eine gesamtgesellschaft-
liche Herausforderung.
Das gilt auch für den Bereich der
ärztlichen Weiterbildung. Der Medizi-
nernachwuchs braucht ein größeres
Angebot ambulanter Abschnitte in der
Aus- und Weiterbildung. Es muss in
die medizinische Lehre investiert
werden. Um die Finanzierung, Quali-
tät und Koordination der Weiterbil-
dung zu sichern, schlagen wir den
Aufbau einer Stiftung vor. Die Sicher-
stellung der ärztlichen Versorgung
liegt im gesamtgesellschaftlichen In-
teresse. Ihre Finanzierung muss auf
eine breite Basis gestellt werden.

Ärzte sind keine Bittsteller!
Die Wertschätzung der ärztlichen und psychotherapeutischen Arbeit
muss stärker in den Vordergrund rücken. Raus aus dem Hamsterrad
 eines unendlichen Leistungsversprechens der Krankenkassen fordern
wir: Weg mit deren Flatrate-Mentalität! Warum wir handeln müssen,
 erklärt KBV-Vorstandsvorsitzender Dr. Andreas Gassen. 

X-RAY – der Durchblick von Dr. Andreas Gassen
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Vertreterversammlung in Düsseldorf 

Das Leid mit dem „Arzt light“
Die KBV warnt deutlich vor Bestrebungen, den Arztberuf auszuhöhlen. Die ambulante Behandlung auf
gleichbleibend hohem Niveau könne nur von den Niedergelassenen gesichert werden. Für eine abgespeckte
Arztversion, wie den Bachelor „Physician Assistant“, brauche es klare Regeln. Mehr von Meike Ackermann. 

8

Delegation ja, Substitution nein – so
lautete das Votum der Delegierten am
26. Mai auf der Vertreterversammlung
der KBV in Düsseldorf. Dabei bezog
das Gremium Stellung zum Bachelor-
studiengang „Physician Assistant“,
der unter anderem von der privaten
Fresenius-Hochschule angeboten
wird. „Dieses Berufsbild stammt aus
Ländern wie den Niederlanden, Groß-
britannien und den USA, wo es einen
völlig anderen Zugang zum Gesund-
heitssystem gibt, als bei uns“, betonte
der stellvertretende Vorsitzende der
Vertreterversammlung, Dr. Stefan
Windau. Mit dem Studiengang würde
ein völlig neuer Beruf im Gesund-
heitswesen geschaffen. „Hier entsteht
ein ‚Arzt light‘, dessen Aufgaben laut
Studienbeschreibung die Erstanamne-
se mit körperlicher Untersuchung, die
Ausarbeitung von Verdachtsdiagno-
sen, die Aufstellung von Behand-
lungsplänen und sogar die Durchfüh-
rung eigenständiger kleinerer operati-
ver Eingriffe umfassen. Können wir
das wollen? Und was bedeutet es für
uns Ärzte?“, fragte Windau.

Rahmenvorgaben erstellen
Die Vertreterversammlung sprach sich
klar gegen einen „Arzt light“ aus und
forderte den Deutschen Ärztetag auf,
die Bundesärztekammer (BÄK) und
die KBV mit der Erstellung von Rah-
menvorgaben für die Ausbildung und
den Einsatz von nichtärztlichem aka-
demisierten Personal zu beauftragen.
Die Forderungen an den Deutschen
Ärztetag beinhalteten darüber hinaus,
jede Substitution ärztlicher Leistun-
gen durch nichtärztliches akademi-
siertes Personal abzulehnen und die
Rahmenbedingungen aus Paragraf
63.3 c, Fünftes Sozialgesetzbuch,
nicht zu überschreiten. Der Ärztetag
stimmte dem Antrag am 30. Mai zu.

„Der Bundesgesundheitsminister hat
immer wieder betont, dass er Lösun-
gen aus der Selbstverwaltung heraus
den Vorzug geben will. Doch die da-
mit gewährte Freiheit scheint nicht
bei allen politisch Verantwortlichen in
Stein gemeißelt zu sein“, betonte der
KBV-Vorstandsvorsitzende, Dr. An-
dreas Gassen, mit Blick auf die Dis-

kussion um Wartezeiten auf einen
Facharzttermin. „Wir verweigern uns
der Diskussion nicht, aber was wir
nicht möchten, ist eine rigide Vorga-
be, nach der bundesweit einheitlich
verfahren werden muss. Vielmehr
wollen wir den Regionen weitgehende
Gestaltungsmöglichkeiten einräu-
men“, sagte der KBV-Chef.

Po
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ik

Dr. Andreas Gassen rief zur Einigkeit der ärztlichen und psychotherapeutischen
Selbstverwaltung auf. (Fotos: Bukowski)

Die KBV-Vertreterversammlung findet traditionell vor dem Deutschen Ärztetag statt.
Veranstaltungsort war in diesem Jahr Düsseldorf.
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Gleichzeitig rief er zur Einigkeit der
ärztlichen und psychotherapeutischen
Selbstverwaltung auf. „Wir müssen
uns entscheiden, ob wir uns gemein-
sam um einen fairen Interessenaus-
gleich aller durch das KV-System ver-
tretenen Gruppen bemühen wollen,
oder ob es darum geht, das körper-
schaftliche System zu demontieren“,
sagte Gassen.

Kritik am Koalitionsvertrag
Er kritisierte den Koalitionsvertrag
der Großen Koalition, in dem eine pa-
ritätische Verteilung der Haus- und
Fachärzte in den Vertreterversamm-
lungen von KBV und Kassenärztli-
chen Vereinigungen (KVen) gefordert
wird. Zudem soll jede Gruppe über
ihre eigenen Belange entscheiden.
Dies sei nicht rechtskonform, so Gas-
sen. Bei einer dahingehenden Geset-
zesänderung würde der Bundesman-
telvertrag seine Geltung verlieren.
„Dann sollte man gleich das ganze
System sektionieren“, so der Vor-
standsvorsitzende, „in dem Fall gäbe
es kein ‚gemeinsam und einheitlich
für alle Versicherten‘ mehr. Somit
hätten wir ein freies Spiel der Kräfte.
Das würde die Versorgung in Deutsch-
land zerfleddern.“ 
Die wiederkehrende Behauptung des
Spitzenverbandes der gesetzlichen
Krankenversicherung, der Ärzteman-
gel sei durch eine Umverteilung zu

beheben, wies Gassen zurück: „Unter-
versorgung in der einen Region be-
deutet nicht automatisch Überversor-
gung in einer anderen, selbst wenn
dort mehr Ärzte sind.“ Gerade an zen-
tralen Standorten mit hoher Arztdich-
te würden überproportional viele
 Patienten von außerhalb und aus
 anderen Stadtteilen versorgt. Die An-
siedlung von Ärzten in unterversorg-
ten Gebieten mache nur dann Sinn,
wenn die Anbindung mit öffentlichen
Verkehrsmitteln stimme.
Ein Baustein gegen den Ärztemangel
ist die Reform der ärztlichen Aus-
und Weiterbildung. „Der Mediziner-
nachwuchs braucht ein größeres An-
gebot an ambulanten Abschnitten in
der Aus- und Weiterbildung. Es muss
wieder mehr in die medizinische Leh-
re investiert werden. Praxisrelevante
Lehrveranstaltungen und Modellstu-
diengänge dürfen nicht dem Rotstift
zum Opfer fallen“, betonte KBV-Vor-
stand Dipl.-Med. Regina Feldmann.

Stiftungskonzept
Um die Finanzierung, Qualität und
Koordination der Weiterbildung zu si-
chern, schlug Feldmann den Aufbau
einer Stiftung vor und präsentierte
den Delegierten ein erstes Konzept.
„Die Sicherstellung der ärztlichen
Versorgung liegt im gesamtgesell-
schaftlichen Interesse. Deshalb muss
ihre Finanzierung auf eine entspre-
chend breite Basis gestellt werden.
Sie darf nicht weiter zulasten der heu-
te tätigen Ärztegeneration gehen“,
sagte Feldmann.
Neben der Aus- und Weiterbildungs-
förderung betonte Feldmann auch die
Bedeutung der finanziellen Unterstüt-
zung bei der Praxisgründung. Der
 Erfolg des Förderprogramms Allge-
meinmedizin zeige deutlich, dass sich
ein weiterer Ausbau solcher Angebote
seitens der KVen lohne. Während es
im Jahr 2010 noch 3.258 geförderte
Ärzte gab, nahm die Zahl bis 2013
um 37 Prozent zu.
Für die zweite Stufe der Reform des
Einheitlichen Bewertungsmaßstabs im
hausärztlichen Versorgungsbereich
forderte Feldmann eine Definition des

Politik

hausärztlichen Versorgungsauftrags
im Bundesmantelvertrag, eine Erwei-
terung der Möglichkeit der Delega-
 tion von Leistungen auch in nicht
 unterversorgten Gebieten, eine Abbil-
dung der Praxisausstattung zur Amor-
tisation der Vorhaltefinanzierung
 sowie die Schaffung einer Konsulta-
tionsposition. Hinzu kämen die optio-
nale Einführung neuer Leistungen
und die mögliche Bildung von Leis-
tungskompetenzen.
Zudem beauftrage die Vertreterver-
sammlung den KBV-Vorstand, das
Bundesgesundheitsministerium aufzu-
fordern, die flächendeckende Ge-
burtshilfe in Deutschland zu sichern.
Aufgrund massiver Erhöhungen der
Haftpflichtprämien in der Geburtshil-
fe ist diese stark bedroht. Freiberufli-
che Hebammen stehen vor dem Aus,
da es nach dem Ausstieg des letzten
Versicherers nur eine befristete Über-
gangslösung bis Mitte 2016 gibt.
Doch auch Krankenhäuser und beleg-
ärztlich tätige Geburtshelfer sind von
den steigenden Versicherungsprämien
betroffen. Bereits mehr als die Hälfte
der belegärztlichen Geburtshelfer hat
ihre Tätigkeit eingestellt, da Versiche-
rungsprämien von 40.000 Euro jähr-
lich nicht mehr zu finanzieren sind.
Zudem standen Ende 2012 über 200
Kliniken ohne Versicherung dar,
nachdem ein großer Anbieter aus dem
Markt ausgestiegen war.

Dipl.-Med. Regina Feldmann stellte ein
Stiftungsmodell vor.

Dr. Stefan Windau äußerte Bedenken
zum „Physician Assistant“.
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Kampagnenstart 2014

Qualität und Ärztenachwuchs im Fokus  
Die Kampagne „Wir arbeiten für Ihr Leben gern“ von KBV und Kassenärztlichen Vereinigungen ist Ende April
in die zweite Runde gestartet. Neben dem diesjährigen Schwerpunktthema Qualität stehen auch junge Ärzte
mit der eigenen Nachwuchskampagne „Lass dich nieder“ im Fokus. Alexandra Bukowski berichtet.

Die Kampagne „Wir arbeiten für Ihr
Leben gern“ der KBV und der Kas-
senärztlichen Vereinigungen (KVen)
ist mit dem diesjährigen Schwer-
punktthema Qualität in der ambulan-
ten Versorgung in eine zweite Runde
gegangen. Mit der Botschaft „Ich bin
ein Qualitätsprodukt“ steht die quali-
tativ hochwertige Arbeit von Ärzten
und Psychotherapeuten im Mittelpunkt.
„Die Medizin ist ständig im Fluss.
Durch kontinuierliche Fort- und Wei-
terbildung sorge ich dafür, dass ich
für meine Patienten ständig auf dem
Laufenden bin“, sagt der Allgemein-
mediziner und Chirurg Dr. Heinz Eb-
binghaus. Er gehört zu den neuen Ge-
sichtern der Kampagne. Auf rund
4.800 Citylight- und Großflächenpla-
katen in 85 Städten waren diese bis
zum 8. Mai zu sehen. Parallel zu der
Plakatwerbeaktion liefert die bereits
etablierte Internetseite www.ihre-
aerzte.de wichtige Informationen zur
hohen Qualität der medizinischen
Versorgung. Materialien für die Pra-
xis, sowie Flyer und Plakate stehen
zum Download zur Verfügung. 

Nachwuchskampagne
Unter dem Motto „Lass dich nieder“
sprechen die KBV und die KVen da-
rüber hinaus erstmals gezielt den Me-
dizinernachwuchs an. Auf rund 830
Plakaten für Großflächen und Litfaß-
säulen waren die Motive der Nach-
wuchskampagne vom 16. bis 29. Mai
in 37 Universitätsstädten zu sehen.
Angelehnt an die Hauptkampagne
sind ihre Motive lebhaft und auf die
junge Zielgruppe abgestimmt. Mit der
Nachwuchsansprache sollen Medizin-
studierende für eine Niederlassung
begeistert werden. Der hohe bürokra-
tische Aufwand und die finanziellen
Risiken einer Praxisgründung lassen
die jungen Menschen zurückschre-

cken. Das Studium gibt zu wenig In-
formationen und Einblicke in die am-
bulante Versorgung. 

Informationsportal im Internet
Herzstück der Nachwuchskampagne
ist das neue Online-Portal www.lass-
dich-nieder.de, das rund um die The-
men Niederlassung und Weiterbildung
informiert. Die Internetseite stellt
nicht nur die zahlreichen Fördermaß-
nahmen und Serviceangebote der
KVen vor, sondern präsentiert auch
niedergelassene Ärzte in Interviews
und kurzen Filmbeiträgen. Im Weite-
ren werden Zahlen und Fakten sowie
alle neuen Kampagnenmaterialien
zum Bestellen bereitgestellt. Monat-
lich kommen neue thematische Bei-
träge hinzu.

Karriere und Familie
Die Botschaft der Nachwuchsmedizi-
ner ist klar: Sie wollen neben dem an-
spruchsvollen Berufsalltag auch noch
Zeit für Familie und Freunde haben.

Slogans wie „Doktor werden. Mami
bleiben.“ greifen diesen Aspekt in der
Kampagne auf. Aussagen wie „Nach
der Ausbildung ziehen wir zusam-
men“ stehen außerdem für diverse
Kooperations- und Praxismodelle im
ambulanten Bereich. Diese sorgen be-
reits heute für eine bessere Vereinbar-
keit von Beruf und Familie. Dem Ärz-
tenachwuchs ist aber auch eine inten-
sive und langfristige Beziehung zu ih-
ren Patienten wichtig – eben „Kein
Arzt für eine Nacht. Sondern für ein
ganzes Leben“. Die KBV hat diese
Botschaft der jungen Leute verstanden
und zeigt Präsenz an den Universitäten.
Am 21. Mai 2014 haben Promotion-
teams an allen medizinischen Fakultä-
ten Flyer verteilt, die über Niederlas-
sungsoptionen informieren und auf
die Internetseite aufmerksam machen.
Weitere Maßnahmen und Plakat-
schaltungen auf dem Campusgelände
der Universitäten sind im Herbst 
für das Wintersemester 2014/15 ge-
plant. 

Für den Medizinernachwuchs ist die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ein wichti-
ges Thema.
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der Veranstaltungsort allerdings nicht
das ICC, sondern der im Mai 2014
neu eröffnete CityCube Berlin. Wich-
tigstes Thema des 17. Kongresses
wird die gesundheitspolitische Aus-
richtung der neuen Bundesregierung
sein. Es werden etwa 8.000 Fachbesu-
cher erwartet. 
Weitere Informationen auf
www.hauptstadtkongress.de

Krankenkassenausgaben

Kosten steigen stetig an
Berlin (jus) – Die Ausgaben der ge-
setzlichen Krankenversicherung
(GKV) sind in den vergangenen zehn
Jahren im Durchschnitt um etwa 3,7
Prozent pro Jahr angestiegen. Dabei
erhöhten sich die Kosten aller Haupt-
leistungsbereiche der GKV in diesem
Zeitraum. Im Jahr 2013 betrugen die
Gesamtausgaben demnach 194,5 Mil-
liarden Euro, wie aus einer Antwort
der Bundesregierung auf eine Anfrage
der Fraktion Die Linke hervorgeht.
Anlass für die Anfrage war das ge-
plante „GKV-Finanzstruktur- und
Qualitäts-Weiterentwicklungsgesetz“
(GKV-FQWG), das eine Absenkung
des Beitragssatzes vorsieht, sowie den
Krankenkassen die Möglichkeit ein-
räumt, variable Zusatzbeiträge festzu-
legen. Eine Deckelung dieser Zusatz-
beiträge sei vorerst nicht vorgesehen,
man werde die Entwicklung aber be-
obachten, so die Bundesregierung. 

Einheitliche Bereitschaftsdienstnummer

Bilanz nach zwei Jahren: 116 117 kommt gut an
Berlin (med) – Die Bevölkerung hat
die deutschlandweit einheitliche Be-
reitschaftsdienstnummer 116 117 gut
angenommen. Seit dem Start im April
2012 gab es insgesamt 6,4 Millionen
Anrufe. Mit der Nummer wird der
Bereitschaftsdienst der Kassenärztli-
chen Vereinigungen erreicht. Patienten
überall in Deutschland, die nachts, am
Wochenende oder an Feiertagen eine

17. Hauptstadtkongress 2014

Die Gesundheitsbranche trifft sich in Berlin

medizinische Versorgung von einem
niedergelassenen Arzt benötigen, wer-
den vom ärztlichen Bereitschafts-
dienst betreut. Er ersetzt nicht die 112
bei medizinischen Notfällen.

Der 16. Hauptstadtkongress fand noch im ICC statt. (Foto: Lopata/axentis.de)

Wirtschaftliche Situation

Zi startet Praxis-Panel
Berlin (med) – Das Zentralinstitut für
die kassenärztliche Versorgung (Zi)
schickt ab Mitte Juni Anfragen an
mehrere tausend Praxen. Die ange-
schriebenen Ärzte werden gebeten,
bis zum 30. September am Zi-Praxis-
Panel (ZiPP) teilzunehmen. Dieses er-
mittelt Daten zur Wirtschaftssituation
in der vertragsärztlichen Versorgung.
Die Angaben der Ärzte müssen vom
Steuerberater testiert werden. Die Be-
fragung liefert den Kassenärztlichen
Vereinigungen und der KBV eine
wichtige Datengrundlage für die Ver-
handlungen mit den Krankenkassen.
Für ihre Teilnahme erhalten die Be-
fragten eine pauschale Aufwandsent-
schädigung, den Jahres- und einen in-
dividuellen Praxisbericht mit Ver-
gleichskennzahlen. In den vergange-
nen vier Erhebungen haben sich be-
reits rund 11.500 Ärzte und Psycho-
therapeuten aus circa 9.300 Praxen
beteiligt.

Ärztestatistik 

Mehr Ärzte und Psychotherapeuten
Berlin (jus) – Aus der aktuellen Ärztestatistik der Bundesärztekammer (BÄK)
geht hervor, dass es bundesweit insgesamt 357.252 ambulant und stationär täti-
ge Ärzte gibt und damit ein Zuwachs von 2,5 Prozent zu verzeichnen ist. Laut
KBV ist die Zahl der niedergelassenen Vertragsärzte und -psychotherapeuten
um 1,7 Prozent angestiegen. Dies sollte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen,
dass es bereits unterversorgte Regionen gibt, so die KBV. Die Arztzahlen seien
zwar leicht gestiegen, da aber auch Teilzeitarbeit zunehme, können sie die stei-
gende Menge der Behandlungsfälle jedoch nur geringfügig abfedern, geht aus
Angaben der BÄK hervor.

Berlin (jus) – Der Hauptstadtkongress
hat sich als bedeutendes Treffen im
Gesundheitswesen etabliert und zieht
in diesem Jahr vom 25. bis zum 27.
Juni wieder die wichtigsten Akteure
der Branche an. Auch die KBV wird
hierbei vertreten sein. Sie lädt wieder
Akteure aus dem Gesundheitswesen
zum rhetorischen Schlagabtausch im
Speaker's Corner ein. Erstmalig ist



Interview mit Dr. Andreas Gassen, Vorstandsvorsitzender der Kassenärztlichen Bundesvereinigung

„Mir brennt das Thema feste Preise unter den Nägeln“
Nicht nur mit seinem neuen Amt muss er sich auseinandersetzen, sondern gleich mit politischen Forderun-
gen der Bundesregierung. Im KLARTEXT-Interview erklärt Dr. Andreas Gassen, wie es ihm 100 Tage nach
seinem Amtsantritt geht und welche Themen auf der Agenda stehen. Die Fragen stellte Marscha Edmonds.

Dr. Gassen, am 1. März sind Sie
zum neuen Vorstandsvorsitzenden
der KBV gewählt worden. Wie geht
es Ihnen damit?

Damit geht es mir eigentlich ganz gut,
muss ich gestehen. Das Einzige, was
in der Tat natürlich eine besondere
Erfahrung ist, ist die extreme Termin-
fülle. Die Termine schließen sich in
der Regel nahtlos an.

Welche Erwartungen hatten Sie zu-
vor?

Ich habe dieses Amt mit der Erwar-
tung angenommen, Veränderungen für
die niedergelassenen Vertragsärzte
und Vertragspsychotherapeuten her-
beizuführen.

Haben sich denn einige Ihrer Er-
wartungen nach den ersten 100 Ta-
gen im Amt erfüllt?

Da meine Erwartungen eher langfris-
tig angelegt sind, ist es schwierig
nach 100 Tagen zu sagen, inwieweit
sich diese erfüllt oder nicht erfüllt ha-
ben. Ich würde positive Ansätze ver-
merken.

Wie stark profitieren Sie von Ihrem
vorherigen Amt als zweiter stellver-
tretender Vorsitzender der KBV-
Vertreterversammlung (VV)?

Es ist natürlich ein Vorteil wenn man
das System und die Abläufe im Haus
vorher zumindest etwas näher ken-
nengelernt hat. Trotz alledem ist es
eine ehrenamtliche Tätigkeit gewe-
sen, die diese vollumfassende haupt-
amtliche Tätigkeit natürlich nur an-
satzweise abbilden kann.

Sie hatten vorher andere Verbands-
ämter inne, zum Beispiel beim Spit-
zenverband der Fachärzte. Wie
stark profitieren Sie davon jetzt als
KBV-Vorstandsvorsitzender?

Ich glaube schon, dass die frühere Tä-
tigkeit in den Verbänden einen ganz
erheblichen Vorteil bedeutet. Da-
durch, dass ich aus der Fachärzte-
schaft komme, bin ich mit den Pro-
blemen – auch der unterschiedlichen
Facharztgruppen – relativ gut ver-
traut. Und ich habe natürlich viele
Auswirkungen des KV-Systems in
den Praxen kennengelernt. Insofern
ist es möglicherweise eine andere He-
rangehensweise, wenn man Lösungen
auch dahingehend beleuchtet, wie sie
sich unmittelbar auf die Tätigkeit der
Vertragsärzte auswirken.

Die Pläne im Koalitionsvertrag
greifen stark in die ärztliche Selbst-
verwaltung ein. Beispielsweise bei
der Wartezeitenregulierung. Wie
wollen Sie damit umgehen?

Wir müssen natürlich die politischen
Strömungen aufnehmen und versu-
chen, diese zu werten und zu kom-

mentieren. Dann müssen wir die Ver-
änderungen dahingehend prüfen, in-
wieweit sie die Vertragsärzteschaft
beeinflussen – oder die Körperschaf-
ten. Das Thema Wartezeiten ist aus
meiner Sicht sicherlich ein hochge-
spieltes Thema. Wir haben uns dazu
in verschiedenen Gremiensitzungen 

„Man kann nicht

 automatisch jede politische

 Forderung umsetzen.“

ausgetauscht. Von der Sache wird die-
ser regulatorische Eingriff in die Pra-
xis abgelehnt. Dennoch haben wir uns
darauf verständigen können, dass wir
eine schlanke Lösung zur Regelung
dieses vermeintlichen Problems an-
bieten. Da wo es sinnvoll ist – aus un-
serer Sicht auch machbar – werden
wir uns gerne konstruktiv einbringen.
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Für Dr. Andreas Gassen ist die Wertschätzung der ärztlichen Arbeit sehr wichtig. 
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Interview

Aber man kann nicht automatisch je-
de politische Forderung umsetzen. 

Was wollen Sie gegen die Forde-
rung nach einer Interessensteilung
innerhalb der KBV und des KV-
Systems tun?

Wir werden eine sachgerechte Dis-
kussion führen und uns die Frage stel-
len: „Gibt es eventuell Schwierigkei-
ten in der Vertretung von Interessen
von Hausärzten, Fachärzten oder Psy-
chotherapeuten?“ Dann müssen wir
diese beleuchten und gegebenenfalls
Lösungen dafür ausarbeiten. An die-
ser Stelle kann ich den politischen
Auftrag akzeptieren. 
Die Vertreterversammlung der KBV
arbeitet bereits über ihren Satzungs-
ausschuss daran. Dort wird sachge-
recht und konstruktiv über das Thema
diskutiert. Deswegen bin ich zuver-
sichtlich, dass die VV eine Lösung
findet. Ich sehe nicht, dass wir die
Lösung, die im Koalitionsvertrag vor-
geschlagen wird, eins zu eins umset-
zen werden können. Das wird wahr-
scheinlich schon aus rechtlichen
Gründen nicht so einfach gehen. 

Die Pläne der Bundesregierung mal
beiseitegelegt. Was für Pläne haben
Sie für die nächste Zeit?

Mir brennt natürlich gerade mit Hin-
blick auf die anstehenden Honorarver-
handlungen das Thema der festen und
kostendeckenden Preise unter den Nä-
geln. Das ist sicherlich eine ungelöste
Aufgabe, der wir uns stellen müssen. 

Warum ist gerade das so wichtig?

Weil das ein zentraler Kritikpunkt der
Kollegen ist. Es werden im Moment
eben keine festen Preise für die Leis-
tungen gezahlt. Und aktuell ist die
Leistungsmenge durch die Inan-
spruchnahme der Patienten mehr oder
weniger ungezügelt. Einem unendli-
chen Leistungsversprechen steht eine
begrenzte Menge Geld gegenüber. 

Wie kann die EBM-Entwicklung bei
der Einführung fester Preise helfen?

Wenn Sie den Preis für etwas definie-
ren wollen, dann sollte auch vorher

klar sein, für welche Leistung dieser
festgelegt wird. Wir sind aufgefor-
dert, hier klare Leistungen zu bestim-
men. Diese sind dann einer festen
Kostendeckung zuzuführen, beispiels-
weise durch eine Ausbudgetierung. 

„Es gibt keinen anderen

 Beruf, der nicht mit festen

Preisen agiert.“

Was soll konkret ausbudgetiert
werden?

Der erste Schritt muss sein, eine
Grundleistung auszubudgetieren. Da-
durch erhält ärztliches Handeln wie-
der eine wirkliche Gewichtung.  

Was ist Ihr Ziel mit der zweiten
Stufe der Reform des Einheitlichen
Bewertungsmaßstabs, kurz EBM?

Das Ziel ist natürlich immer eine ver-
besserte Honorarsituation. Honorarge-
rechtigkeit ist ein sehr schwieriges
Thema. Aber es muss klar sein, dass
wir bei einem begrenzten Gesamtbud-
get natürlich auch in einem EBM nur
begrenzt Veränderungen herbeiführen
können, die wirklich eine Verbesse-
rung bringen. Insofern ist völlig klar,

Dr. Andreas Gassen ist seit dem
1. März 2014 Vorstandsvorsitzender
der KBV. Zuvor war er zweiter stell-
vertretender Vorsitzender der KBV-
Vertreterversammlung. Gleichzeitig ar-
beitete er seit 2013 als Vorsitzender
beim Spitzenverband der Fachärzte
Deutschlands und als Präsident beim
Berufsverband der Fachärzte für Or-
thopädie und Unfallchirurgie. 1996
hat er sich als Facharzt für Orthopä-
die, Unfallchirurgie und Rheumatolo-
gie in einer Gemeinschaftspraxis in
Düsseldorf niedergelassen.

Weitere Interviews mit Dr. Andreas Gassen zu Themen wie der EBM-Weiterentwick-
lung und zur KBV-Vertreterversammlung sowie viele weitere Videos finden Sie auf
www.kv-on.de.

auch bei Änderungen von einzelnen
Kapiteln: Ohne mehr Honorar wird da
nicht viel passieren können.

Sind Sie optimistisch, dass die Ein-
führung der festen Preise gelingen
kann?

Wenn ich nicht optimistisch wäre,
würde ich es gar nicht erst versuchen.
Die Forderung ist auch mehr als be-
rechtigt. Es gibt keinen anderen Be-
ruf, der nicht mit festen Preisen
agiert. Überall anders ist es üblich,
dass ein Preis für eine Leistung vor-
her bekannt wird und sich nicht hin-
terher aus irgendwelchen Eventualitä-
ten oder Zufälligkeiten ergibt. 
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Telematik und Telemedizin

Die Technik begreifbar machen
Im Anwenderzentrum eGesundheit in Bochum können sich niedergelassene Ärzte und Psychotherapeuten
mit den Technologien der Gesundheitsversorgung vertraut machen. Ziel ist es, für die Möglichkeiten von
 Telematik und Telemedizin zu begeistern. Meike Ackermann und Alexandra Bukowski waren dort.

In einem Sitzungssaal im Zentrum für
Telematik und Telemedizin (ZTG) in
Bochum haben eine Arztpraxis, ein
Krankenhaus, eine Apotheke und ein
Patient Platz. Zumindest im techni-
schen Sinne. Vier Computerterminals
mit den entsprechenden Bezeichnun-
gen stehen aufgereiht an zwei Wän-
den. Dazu Kartenlesegeräte für die
elektronische Gesundheitskarte (eGK)
und den elektronischen Heilberufs-
ausweis, ein Blutzuckermessgerät für
Smartphones und ein Blutdruckmess-
gerät. In dem Sitzungssaal befindet
sich das Anwenderzentrum eGesund-
heit des ZTG. Hier können sich Ärzte,
Patienten und andere Interessierte seit
Anfang April ein Bild davon machen,
was im Gesundheitswesen heute
schon technisch möglich ist und was
die Zukunft bringen könnte. „Wir
wollen die Technik greifbar und be-
greifbar machen und unterschiedliche
Systeme einfach mal live zeigen“, er-
klärt Rainer Beckers, Geschäftsführer
des ZTG. Die Besucher können auf
diese Art und Weise ausprobieren,
was beispielsweise das KV-SafeNet*

kann oder wie ein elektronischer
Arztbrief verschlüsselt von einem
Arzt zum anderen verschickt wird.
Das ZTG ist dabei ein neutraler und
herstellerunabhängiger Moderator
zwischen den Akteuren im Gesund-
heitswesen.

Eine Generationenfrage
Dr. Christian Möcklinghoff, niederge-
lassener Facharzt für Plastische und
Ästhetische Chirurgie und zweiter
Vorsitzender des Medizinischen Qua-
litätsnetzes Bochum, ist begeistert:
„Die Telematik kann uns Niedergelas-
senen den Arbeitsalltag enorm er-
leichtern. Aber viele – gerade auch äl-
tere – Kollegen haben hier noch ein
Vertrauensproblem mit diesen neuen
Technologien. Das ist auch eine Ge-
nerationenfrage. Ich bin mit Compu-
tern aufgewachsen und habe früher
auch selber programmiert. Wenn den
Kollegen hier die Sorgen und Frage-

zeichen genommen werden können,
wäre das eine tolle Sache. Auch muss
sich eine solche Technologie unkom-
pliziert in die Praxis-IT und die Ar-
beitsabläufe einbinden lassen.“
Möcklinghoff sieht in Technologien
wie dem elektronischen Arztbrief
auch Chancen, die derzeit politisch
stark diskutierte Wartezeitenproble-
matik zu entschärfen: „Heute Morgen
hatte ich einen Patienten mit Handge-
lenksbeschwerden, dessen Handge-
lenk angeblich schon fünf Mal gebro-
chen war. Der Patient kam ohne ir-
gendeinen Vorbefund. Ihm war die
Notwendigkeit auch nicht bewusst.
Aber ein Arzt braucht mehr Informa-
tionen zur Vorgeschichte. Ansonsten
müssen Untersuchungen erneut
durchgeführt werden, womit wieder
Kosten und Zeitverzug entstehen. Ich

Dr. Christian Möcklinghoff testet das Anwenderzentrum. Er ist überzeugt, dass Tele ma-
 tikanwendungen Kosten und Zeit sparen, um die Behandlungsqualität zu verbessern.

„Wir wollen die unterschiedlichen Syste-
me live zeigen“, sagt ZTG-Geschäftsfüh-
rer Rainer Beckers. (Fotos: Ackermann)

* Bitte beachten Sie, dass KV-SafeNet nicht mit der
Firma SafeNet, Inc., USA, in firmenmäßiger oder
vertraglicher Verbindung steht.
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sage Ihnen, durch diese schlechte
Kommunikationsmethodik werden je-
des Jahr deutschlandweit Millionen
an Euro versenkt.“ Besagter Patient
muss nochmal wiederkommen – mit
seinen Unterlagen. Möcklinghoff hat
an diesem Morgen Zeit verloren, die
er einem anderen Patienten hätte wid-
men können. „Deshalb unterstütze ich
die Einführung des elektronischen
Arztbriefes. Dann hätte ich zumindest
den Befund des überweisenden Arztes
automatisch erhalten.“
Eine noch größere Zeitoptimierungs -
chance bietet der Einsatz der elektro-
nische Fallakte (EFA). Die EFA ist
ein flexibles Instrument, um alle
wichtigen Daten des Patienten mit
dessen ausdrücklicher Einwilligung
für die Dauer eines Falls zu spei-
chern. „Allerdings ist vor allem der
ökonomische Nutzen vielen Entschei-
dern in Krankenhäusern und Ärzte-
netzen noch nicht klar genug“, bedau-
ert Beckers. „Mögliche Fragen zur
Organisation und zum Datenschutz
lassen sich in aller Regel auflösen –
nicht zuletzt sieht sich das Anwender-
zentrum hier in der Pflicht.“ Insgesamt
seien aber schon deutliche Fortschrit-
te erzielt worden, auch wenn eine flä-
chendeckende Nutzung noch nicht er-
reicht ist. „Hier muss an der Bekannt-
heit und Verbreitung gearbeitet wer-

den“, so Beckers. Dazu können unter
anderem Lösungen dienen, die es dem
Arzt ermöglichen, die EFA direkt aus
ihrem Praxisverwaltungssystem her-
aus zu bedienen. Die sichere Kommu-
nikation mit der EFA gewährleistet
der Zugriff über das KV-SafeNet*.

Behandlungsqualität verbessern
Neben der Telematik zeigt das An-
wenderzentrum auch telemedizinische
Lösungen. Dabei können die Besu-
cher Interessantes über Gesundheits-
Apps erfahren. Derzeit gibt es eine
unüberschaubare Vielfalt an Apps mit
dem Anspruch, einen gesundheitli-
chen Nutzen zu haben. „Hier muss
man strukturieren und vor allen Din-
gen überlegen, inwiefern der Nutzer
mit den Daten aus dieser App alleine
gelassen werden kann“, erläutert Be-
ckers. Zukünftig könne es sinnvoll
sein, die Daten im Sinne der Teleme-
dizin an den Arzt zu übermitteln. „Te-
lemedizinische Zentren können den
Arzt dabei unterstützen, die Daten der
Patienten vorzusortieren. Die eigentli-
che Telemedizin gehört aber immer in
ärztliche Hand“, betont der ZTG-Ge-
schäftsführer. So können die Besu-
cher im Anwenderzentrum beispiels-

weise ein Blutzuckermessgerät für
Smartphones testen. Die jeweiligen
Werte können dabei in einer App ge-
speichert werden. 
Das Anwenderzentrum gehört zur
Landesinitiative eGesundheit.nrw des
nordrhein-westfälischen Gesundheits-
ministeriums. Partner der Initiative
sind unter anderem die Kassenärztli-
chen Vereinigungen Nordrhein und
Westfalen-Lippe.
In den zwei Monaten seit seiner Er-
öffnung haben bereits über 100 Besu-
cher aus verschiedenen Bereichen des
Gesundheitswesens das Anwender-
zentrum kennengelernt. „Das hat un-
sere Erwartungen weit übertroffen“,
sagt Beckers. Zu den Besuchern zähl-
ten neben Ärzten auch Patienten,
Krankenhausträger, Entwickler und
Vertreter der Selbstverwaltung. Auch
Möcklinghoff kann sich vorstellen,
mit dem Medizinischen Qualitätsnetz
Bochum Veranstaltungen im Anwen-
derzentrum zu organisieren und seine
Kollegen für die Telematik zu begeis-
tern. „Wir müssen die Vorteile der Te-
lematik nutzen, um zukünftig Kosten
und Zeit zu sparen und die Behand-
lungsqualität für unsere Patienten zu
verbessern“, so Möcklinghoff.

Insgesamt gibt es vier Arbeitsplätze im Anwenderzentrum, die die Telematik aus Sicht
der Apotheken, Patienten, Ärzte und Krankenhäuser begreifbar machen.

ZTG IT-Chef Dennis Lowin verschickt
den elektronischen Arztbrief.
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Präventionsinitiative

Die meisten Flecken sind harmlos
Die Präventionsinitiative hat in diesem Jahr das Schwerpunktthema Hautkrebsvorsorge. In den Fokus ist
das Thema gerückt, weil nur rund jeder dritte Bürger über 35 Jahren die Vorsorgeuntersuchung nutzt. Wieso
diese aber wichtig und sinnvoll ist, verrät Marscha Edmonds.

Der Sommer steht vor der Tür. Da ist
es wieder Zeit, an den richtigen Son-
nenschutz zu denken. „Nicht nur der
richtige Schutz gegen UV-Strahlen
gehört zur Hautkrebsvorsorge, son-
dern auch die regelmäßigen Früher-
kennungsuntersuchungen“, sagt Dipl.-
Med. Regina Feldmann,
Vorstand der KBV. Die
Hautkrebsfrüherken-
nungsuntersuchung ist
schnell und schmerzlos.
Dennoch geht nur rund
ein Drittel der Deutschen
über 35 Jahren zum
Screening. Aus diesem
Grund ist die Hautkrebs-
vorsorge das Schwer-
punktthema der Präventi-
onsinitiative von KBV

und Kassenärztlichen Vereinigungen
(KVen) in diesem Jahr. 
Hautkrebs gehört zu den häufigsten
Krebserkrankungen in Deutschland:
Jedes Jahr wird er bei mehr als
230.000 Menschen neu diagnostiziert,
bei etwa 28.000 davon mit der beson-

ders gefährlichen Form
des „schwarzen“ Haut-
krebses (malignes Mela-
nom). Frühzeitig er-
kannt, ist Hautkrebs aber
sehr gut heilbar. 
Mit der Kampagne soll
die Vorsorge und Früher-
kennung von Hautkrebs
stärker in das Bewusst-
sein der Öffentlichkeit
gerückt werden. Deshalb
hat die KBV zum Start

der Aktionen im Mai für die Warte-
zimmer der Arztpraxen diverse Infor-
mationsmaterialien erstellt: Plakate
und Flyer sollen die Patienten auf die
Vorsorge und ihren Anspruch darauf
hinweisen. Außerdem wird erklärt, wie
die Untersuchung genau abläuft. 
Gesetzlich Krankenversicherte haben
ab dem Alter von 35 Jahren alle zwei
Jahre Anspruch auf das Screening, bei
dem es darum geht, Hautveränderun-
gen möglichst früh zu erkennen und
zu behandeln. Viele Krankenkassen
bieten die Hautkrebsfrüherkennungs-
untersuchung auch häufiger und be-
reits für jüngere Versicherte an.

➔ weitere Informationen
www.kbv.de/praevention

Neues aus Brüssel

EU: In jedem Land die gleichen Rechte
Ob plötzliche Krankheit im Urlaub oder geplante medizinische Behandlung im Ausland: In der Europäischen
Union stehen EU-Bürgern eine Menge Rechte zu. Mit dem Europäischen Tag der Patientenrechte werden
diese in den Fokus gerückt. Corina Glorius und Filip Lassahn berichten.

Den diesjährigen Europäischen Tag
der Patientenrechte nahm die Euro-
päische Kommission zum Anlass, um
die Bürgerinnen und Bürger Europas
auf die Rechte aufmerksam zu machen,
auf die sie sich als Patient in jedem
EU-Staat berufen können. Im In- wie
im Ausland steht EU-Bürgern ein ho-
hes Gesundheitsschutzniveau zu, und
zwar unabhängig von der Nationalität
oder ihrer finanziellen Situation. 
Darüber hinaus profitieren EU-Bürger
• von der Möglichkeit bei Erkrankung

während Aufenthalten in EU-Mit-
gliedstaaten Ärzte aufzusuchen und
medizinische Versorgung zu erhal-
ten,

• vom Recht auf Erstattung der Kos-
ten für in EU-Mitgliedstaaten ge-
plante medizinische Behandlungen
bis zur Höhe der im Inland gültigen
Erstattungsbeträge,

• vom Erhalt von Informationen über
die Sicherheits- und Qualitätsstan-
dards in den EU-Mitgliedstaaten
durch die eingerichteten nationalen
Kontaktstellen,

• von der Garantie, durch qualifizier-
tes medizinisches Fachpersonal be-
handelt zu werden,

• vom Recht auf den Erhalt einer Ko-
pie der Patientenakte, um gegebe-
nenfalls die Behandlung bei einem
anderen Arzt fortzusetzen,

• von der Möglichkeit der grenzüber-
schreitenden Anerkennung von Re-
zepten,

• von der Behandlung mit sicheren
und wirksamen Medikamenten
durch die Festlegung hoher Quali-
täts-, Sicherheits- und Wirksam-
keitsstandards innerhalb der EU,

• von der Möglichkeit, Nebenwirkun-
gen von Medikamenten direkt an
die nationalen zuständigen Behör-
den zu melden,

• von der Behandlung mit sicheren
Medizinprodukten sowie

• von EU-weiten, einheitlichen hohen
Qualitätsstandards für Blut, Organe,
Gewebe und Zellen.
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KV Bayerns

Mangelnde Termintreue
München (jus) –
Gemäß einer On-
line-Umfrage der
Kassenärztlichen
Vereinigung (KV)
Bayerns, nehmen
circa 5 bis 15 Pro-
zent der Patienten
ihre Arzttermine
nicht wahr. Dies
gaben rund ein
Drittel der 400
teilnehmenden
niedergelassenen
Ärzte und Psycho-
therapeuten an.
Die Umfrage zeig-
te ferner auf, dass
mehr als die Hälfte der nicht wahrge-
nommenen Termine auch nicht abge-
sagt werde. Dies wirke sich insbeson-
dere bei zeitintensiven, geplanten Un-
tersuchungen sowie in Bestellpraxen

organisatorisch nachteilig aus. Es kä-
me zu einem höheren Zeitdruck für
die Ärzte und die Wartezeiten für Pa-
tienten verlängerten sich künstlich, so
die KV Bayerns.

KVen Mecklenburg-Vorpommern und Saarland

Blitzüberweisungen bei hoher Dringlichkeit
Berlin (jus) – Benötigt ein Patient dringend einen Termin beim Facharzt, so
kann er hierfür in Mecklenburg-Vorpommern eine A- oder B-Überweisung von
seinem Hausarzt erhalten. Im ersten Fall bekommt der Betroffene dann inner-
halb eines Werktages einen Termin, im zweiten Fall innerhalb einer Woche.
Die Kassenärztliche Vereinigung (KV) Mecklenburg-Vorpommern und die
AOK-Nordost zeigten sich mit diesem Modell zufrieden. Ein ähnliches Kon-
zept existiert bei der KV Saarland: Hier setzt man auf die Dringlichkeitsstufen
1 und 2. Solche Maßnahmen seien laut beider KVen mögliche Instrumente in
der Wartezeiten-Diskussion.

Kassenärztliche Vereinigungen 

Weitere KVen erzielen Steigerungen
Berlin (jus) – Anfang des Jahres konnten bereits einige Kassenärztliche Verei-
nigungen (KVen) Honorarerhöhungen für ihre Mitglieder erzielen. Nun haben
die KVen Bayerns, Sachsen, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Nordrhein,
und Thüringen die Verhandlungen für das laufende Jahr mit den Krankenkas-
sen beendet. In Bayern steigt das Honorar um 175 Millionen Euro an. In Sach-
sen gibt es 4,4 Prozent mehr. Ebenso in Baden-Württemberg, wo die Erhöhung
von KV-Seite als „exzellentes Ergebnis“ bezeichnet wird. Die KV Rheinland-
Pfalz machte ein Honorarplus von knapp 3,3 Prozent fest, in Nordrhein steigt
das Honorar um 3,4 Prozent. In Thüringen wurde mittels Schiedsspruch ein
Honorarzuwachs von 4,0 Prozent erzielt.

KV Niedersachsen

Haftpflichtkosten 
Hannover (jus) – Nicht nur freiberuf-
liche Hebammen, sondern auch frei-
beruflich tätige Gynäkologen, ambu-
lante Operateure und Belegärzte sind
von stark steigenden Haftpflichtprä-
mien betroffen. Darauf hat die Kassen-
ärztliche Vereinigung (KV) Nieder-
sachsen hingewiesen. Der Vorstands-
vorsitzende der KV, Mark Barjenbruch,
forderte den Bundesgesundheitsminis-
ter Hermann Gröhe (CDU) auf, auch
diese Berufsgruppen in die zugesi-
cherten Hilfsmaßnahmen miteinzube-
ziehen. „Wenn sich diese Entwick-
lung fortsetzt, sind ambulante Opera-
tionen und die Geburtshilfe bald nicht
mehr versicherbar. Viele Ärzte stellen
bereits ambulante Operationen ein
und Kliniken schließen sogar beleg-
ärztliche Geburtsstationen, weil diese
nicht mehr rentabel sind“, warnte
Barjenbruch. Auch die KBV beschäf-
tigt sich mit diesem Thema (s. S. 8).

KV Hamburg

Erfolgloser Widerspruch
Hamburg (jus) – Künftig müssen Ärz-
te in Hamburg, die erfolglos gegen ei-
ne Entscheidung der Kassenärztlichen
Vereinigung (KV) Widerspruch einge-
legt haben, eine Gebühr von 100 Euro
bezahlen. Hintergrund dieser Maß-
nahme ist die große Menge an Wider-
sprüchen, deren Bearbeitung mit ho-
hen Kosten verbunden ist. In den letz-
ten Jahren sind laut KV Hamburg
demnach pro Quartal zwischen 800
und 1.200 Widersprüche eingegangen.
Die neue Regelung gilt für solche Wi-
dersprüche, die innerhalb von sechs
Monaten vollumfänglich zurückge-
wiesen werden. Sollte allerdings ei-
nem Widerspruch vor einem Sozialge-
richt stattgegeben werden, erstattet
die KV die Gebühr zurück. Ausnah-
men gelten auch für Musterverfahren.
Viele KVen haben eine solche Kos-
tenbeteiligung bereits eingeführt, bei-
spielsweise die KV Bremen und die
KV Bayerns.

Fehlende Termintreue führt bei Ärzten zu ungeplantem Leer-
lauf und längeren Wartezeiten.          (Foto: © Jürgen Fälchle/fotolia.com)
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Neue App

Die KBV zum Mitnehmen

Video

Making-Of der Kampagne
„Ich bin ein Qualitätsprodukt“ – das
ist der Slogan der aktuellen Kampa-
gne der KBV. Die Kollegen der Kas-
senärztlichen Vereinigung (KV)
Nordrhein haben das zweite Foto -
shooting mit der Kamera begleitet. 
Das dabei entstandene Making-Of-Vi-
deo mit interessanten Einblicken und
Impressionen finden Sie unter dem
Namen „Making Of, Ihre Ärzte: 
Zweites Fotoshooting zur Kampagne“
auf www.youtube.de/kbv4u.

www.wegweiser-demenz.de 

Informationen für Betroffene und Angehörige
Bedingt durch den demografischen Wandel wächst die Zahl der Demenz- und
Alzheimerkranken kontinuierlich an. Oft ist es für Betroffene und Angehörige
aber schwierig, alle wichtigen Informationen zu erfassen. Eine Hilfestellung
kann hierbei die Internetseite Wegweiser-Demenz leisten. Sie bietet neben um-
fangreichen rechtlichen, medizinischen und sozialen Hintergrundinformationen
auch die Möglichkeit, sich mit anderen Betroffenen auszutauschen sowie eine
zentrale Datenbank zu nutzen, um schnell alle wichtigen Anlaufstellen in der
häuslichen Umgebung der Erkrankten zu finden. Initiiert wurde die Hilfe durch
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Außerdem
gibt es zahlreiche Unterstützer, wie die Kassenärztlichen Vereinigungen oder
die Ärztekammer Schleswig-Holstein.
Weitere Informationen unter www.wegweiser-demenz.de.

Ende Juni erweitert die KBV ihr In-
formationsangebot mit der App
„KBV2GO!“. Kern der Applikation
ist der Einheitliche Bewertungsmaß-
stab – kurz EBM –, auf den Ärzte und
Psychotherapeuten künftig mit ihrem
Smartphone von überall zugreifen
können. Außerdem erhalten Niederge-
lassene mit „KBV2GO!“ aktuelle
Nachrichten, etwa Meldungen aus den
PraxisNachrichten oder Twitter und
können sich alle KV-on-Videos auch
unterwegs ansehen. Neben den viel-

fältigen Printprodukten, wie Broschü-
ren und Flyer, den Social Media-An-
geboten mit dem Namen kbv4u sowie
den Onlineauftritten und Newslettern,
haben Niedergelassene damit einen
weiteren Zugang auf Informationen
der KBV. Das Angebot soll über die
Jahre erweitert werden. Die App kann
kostenlos im App Store oder bei Goo-
gle Play heruntergeladen werden.  
Weitere Informationen rund um
„KBV2GO!“ finden Sie auch auf
www.kbv.de/html/KBV2GO.php.

Neue Servicebroschüre der KBV

Sonografie der Säuglingshüfte
In der neu erschienenen Informations-
broschüre der KBV erfahren interes-
sierte Ärzte alles Wichtige zum The-
ma Sonografie der Säuglingshüfte.
Neben Erklärungen zur korrekten
Durchführung der Untersuchung wer-
den die häufigsten Fehlerquellen im
Rahmen der Sonografie aufgezeigt.
Hierzu wird die Broschüre mit echten
Ultraschallbildern illustriert. Weiter-
hin finden sich Tipps zur korrekten
Dokumentation der Untersuchung.
Die Sonografie der Säuglingshüfte
gehört in Deutschland zu den häufigs-
ten Untersuchungen bei Neugebore-
nen und wird in der Regel zwischen
der 4. und 5. Lebenswoche durch ei-

nen Facharzt für Orthopädie oder Pä-
diatrie durchgeführt. Diese Maßnah-
me dient dazu, eventuell vorhandene
Hüftreifungsstörungen frühzeitig zu
erfassen und adäquat zu therapieren.
Es handelt sich hierbei um eine fach-
lich und technisch anspruchsvolle Un-
tersuchung, die im Rahmen der drit-
ten Vorsorgeuntersuchung (U3) ge-
setzlich vorgeschrieben ist. Die Bro-
schüre kann kostenlos auf der Website
der KBV abgerufen werden. Gratis-
Druckexemplare liegen auch bei den
Kassenärztlichen Vereinigungen be-
reit. 
Online gibt es die Broschüre unter
www.kbv.de/html/publikationen.php.

ASV-Broschüre

Neue Behandlung
Die KBV hat eine neue Broschüre zur
ambulanten spezialfachärztlichen Ver-
sorgung – kurz ASV – herausgegeben.
Diese stellt das Behandlungsangebot
für Patienten mit einer schweren oder
seltenen Erkrankung vor. Außerdem
erhalten Vertragsärzte und -psycho-
therapeuten einen Überblick über den
neuen Versorgungsbereich. Die ASV
gibt es seit dem 1. April. Erstmals
übernehmen Vertragsärzte und Kran-
kenhausärzte gemeinsam die ambu-
lante Versorgung – und das zu glei-
chen Rahmenbedingungen. 
Herunterladen und bestellen können
Sie die ASV-Broschüre unter
www.kbv.de/html/asv.php.
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Zehn Fragen an . . .

Dr. Dieter Haack
In jeder Ausgabe unterzieht KBV KLARTEXT Persönlichkeiten aus dem
Gesundheitswesen dem etwas anderen Gesundheits-Check. Dieses
Mal stand Dr. Dieter Haack, zweiter stellvertretender Vorsitzender der
Vertreterversammlung der Kassenärztlichen Bundesvereinigung, Rede
und Antwort.

Dr. Dieter Haack wurde am 22.
November 1946 geboren. 1974
schloss er sein Medizinstudium
an der Universität Tübingen ab.
Im Anschluss arbeitete er zehn
Jahre lang an Kliniken in Tübin-
gen und Stuttgart. In dieser Zeit
machte er Facharztausbildun-
gen in Chirurgie und Unfallchi-
rurgie sowie Zusatzausbildun-
gen in Sportmedizin und Chiro-
therapie. 1984 folgte die Nieder-
lassung in einer chirurgischen
Gemeinschaftspraxis mit sei-
nem Vater. Seit 1998 betreibt er
in Stuttgart gemeinsam mit zwei
Kollegen ein ambulantes Opera-
tionszentrum. Neben seiner
 Tätigkeit in der KBV-Vertreter-
versammlung ist Haack Mitglied
der Vertreterversammlung der
Kassenärztlichen Vereinigung
Baden-Württemberg und Vorsit-
zender des Berufsverbandes
niedergelassener Chirurgen.
Haack hat zwei Kinder.

1. Was betreiben Sie an gesundheit-
licher Prävention?
Ich bin das beste Beispiel für Chur-
chills „Sport ist Mord“-Aussage. Ich
weiß nicht mehr, nach wie vielen Ver-
letzungen ich operiert oder behandelt
wurde. Doch trotz kaputten Knies
fahre ich Rennrad.

Und an politischer Prävention?
Der Austausch auch konträrer Mei-
nungen ist notwendig für die Sozial-
kultur. Mir ist wichtig, dass man eine
andere Meinung nicht als Angriff auf
sich selbst versteht.

Was war Ihre größte Fehldiagnose?
Als junger Chirurg im Krankenhaus,
als wir noch ohne MRT, CT, Sonogra-
phie oder endoskopische Diagnostik
auskommen mussten, haben wir einen
Patienten zu schnell als Hypochonder
abgetan. Seitdem weiß ich: Nimm alle
Beschwerden ernst.

Welchen Gesprächspartnern wür-
den Sie gerne in einer Talkshow be-
gegnen?
Meine Meinung von Talkshows ist
nicht sehr hoch. Bei der Vielzahl der
Shows schlagen immer wieder die
gleichen Diskutanten auf. Themen
und deren Bearbeitung erfolgen mit
geringer oder gar keiner Aussage –
geschweige denn mit einer Lösung.

Wenn Sie der nächste Gesundheits-
minister wären …
… würde ich mich für weniger Bevor-
mundung von Kassenpatienten und
mehr Selbstverantwortung bezüglich
ihrer Versicherungsmöglichkeiten ein-
setzen. Dazu gehört die Möglichkeit
der Kostenerstattung. Außerdem wür-

de ich die neue GOÄ nach über 20
Jahren Warten endlich einführen.

Arzt sein in Deutschland ist …?
… wäre toll, wenn wir die Verhältnis-
se wie vor 30 Jahren noch hätten, als
ich in der Praxis angefangen habe:
ohne Budgetvorgaben, mit Einzelleis-
tungsvergütung, und ohne permanente
pauschale Vorwürfe von Kassen oder
ähnlich gelagerten Technokraten.

Patient sein in Deutschland ist …?
Sogar Politiker stellen fest, wir haben
eines der besten Gesundheitssysteme
der Welt. Wenn selbst die das sagen,
muss ja etwas Wahres dran sein. Wür-
den Sie sich lieber im Ausland oder in
Deutschland behandeln lassen?

Ihr persönliches Rezept gegen
 Politikstress?
Heiße Diskussionen mit meiner Frau
über Politiker und deren manchmal
nicht nachvollziehbare Hintergründe
bei Entscheidungen.

Worauf reagieren Sie allergisch?
Auf die Frage: „Wieso habt Ihr nichts
für uns getan?“, wenn man nach mo-
natelangen Verhandlungen mit Ver-
tragspartnern, welche die Diagnostik
und Therapie zu bezahlen haben, ein
subjektiv empfundenes, einigermaßen
gutes Ergebnis erreicht hat. 

Ein Slogan für den Gesundheits-
standort Deutschland?
Die deutschen Ärzte und Psychothe-
rapeuten sind besser als man uns
weismacht. Und wer sich so wie ich,
als Chirurg, schon oft in die Hände
eines operierenden Kollegen begeben
musste, weiß, warum er dies in
Deutschland getan hat.
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 www.lass-dich-nieder.de 

Anna Kapis,
MEDIZINSTUDENTIN

 »Morgens 
Doktor. 
   Abends 
 Spiele.«

Arbeiten ist nicht alles im Leben. Mit einer 
eigenen Praxis bleibt dir genügend Zeit 
für Dinge, die dir sonst noch wichtig sind. 
Alle Vorteile und Chancen ärztlicher 
 Niederlassung unter: 


